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Herr Dr. Kilimann äußert seine Betroffenheit über die Ereignisse am 22./23.08.
vor der ZAST in Lichtenhagen.

Herr Kupfer: Wegen dieser Vorfälle wurde ein Gespräch mit dem Ministerpräsiden-
ten, Herrn Dr. Seite, geführt. Mecklenburg-Vorpommern und Rostock dürfen nicht
zur Schaubühne rechtsextremistischer Aktivitäten gemacht werden. Im Innenmini-
sterium wurde die Erarbeitung von Evakuierungsplänen in Auftrag gegeben. Die
ZAST wird zum 01.09.1992 in Lichtenhagen geschlossen. Die Bevölkerung ist in
einer gemeinsamen Erklärung darüber zu informieren. Die Polizei befand sich in
einer schwierigen psychologischen Situation, da sie auch bei der Bevölkerung
auf Ablehnung stieß.

Herr Kordus: Die kritische Situation vor der ZAST war schon länger bekannt. Es
besteht der Eindruck, daß angesichts der bevorstehenden Schließung von seiten
der Rechtsextremisten die letzte Möglichkeit zur Inszenierung der Krawalle ge-
nutzt werden sollte. Mit diesem Ausmaß an Gewalt hatte niemand gerechnet. Das
Ziel der Polizeiaktion - der Schutz der ZAST - wurde erreicht. Es sind keine
Asylbewerber verletzt worden; dagegen gab es verletzte Polizeibeamte und Randa-
lierer. Am 23.08.92 um 05.00 Uhr hatte sich die Lage beruhigt. Am Vormittag
wurden Aufräumungsarbeiten durchgeführt. Am Nachmittag rotteten sich erneut ge-
waltbereite Jugendliche zusammen. Zur Verstärkung der Polizei wurden Einsatz-
kräfte aus Lübeck, Hamburg, Kiel und Berlin angefordert. Am Abend kam es zu
noch größeren Ausschreitungen als am Vortag.Bemerkenswert ist die äußerste
Brutalität und das organisierte Vorgehen der Jugendlichen. Unter den Festgenom-
menen befanden sich auch Linksautonome. Mit weiteren Aktionen muß gerechnet
werden.
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Herr Dr. Kilimann: Besonders schockierend ist, daß Rostocker Einwohner mit den
Randalierern sympathisieren. Der Verlegungstermin der ZAST war wiederholt be-
kanntgegeben worden. Offenbar handelt es sich um gesteuerte Aktionen.

Herr Kleemann: Das Hauptproblem entstand durch die zahlreichen Roma. Die ande-
ren Ausländer werden von der Bevölkerung eher akzeptiert. In Gesprächen mit
Bürgern zeigte es sich, daß besonders die Älteren deutlich differenzieren. Alle
befürworten jedoch eine sofortige Räumung; einige fordern Mietnachlaß.
Auch die massenhafte Zuwanderung der Roms ist organisiert.

Herr Zöllick: Erschreckend ist, wie Naziparolen auch von Erwachsenen geschrien
wurden. Auch aus anderen Stadtteilen sind Schaulustige nach Lichtenhagen gefah-
ren. Hauptanstoß erregten die im Freien lagernden Roma.

Herr Dr. Magdanz: Es besteht die Gefahr, daß die Randalierer nach Verlagerung
der ZAST auch nach Hinrichshagen ziehen.

Herr Kupfer: Von 13.000 Zugewiesenen kommen 7.000 aus Rumänien, davon sind 90 %
Roma. Die Unterbringung der ZAST in Hinrichshagen ist nur eine Zwischenlösung;
die Verlegung nach Hagenow wird forciert betrieben, kann aber nicht vor dem
Frühjahr 1993 erfolgen. Eine Asylrechtsänderung muß und wird kommen. In der Be-
völkerung dürfen keine Erwartungen geweckt werden, die nicht erfüllbar sind.

Herr Werner: Die Feindseligkeiten richten sich nicht so eindeutig gegen Sinti
und Roma. In der Vergangenheit sind mehrfach auch Vietnamesen angegriffen wor-
den. Die Aktionen waren gut organisiert und zielgerichtet. Die Taxis hatten
Hochkonjunktur. Es war auch viel Alkohol im Spiel.

Herr Kleemann: Gegen die Art der Berichterstattung durch die Medien, die geeig-
net ist, Sympathien für die Ausschreitungen zu wecken, sollte auf der Presse-
konferenz protestiert werden.

Herr Dr. Kilimann verliest den Entwurf einer Presseerklärung mit einem Aufruf
an die Rostocker Bürger und stellt diesen zur Diskussion.

Um 10.00 Uhr verlassen Herr Kupfer, Herr Kordus und Herr Dr. Kilimann die Bera-
tung, um an der Sitzung des Innenausschusses des Landtages teilzunehmen.

Im weiteren Verlauf der Diskussion wurde festgelegt, die für diese Woche in
Lichtenhagen geplante Ortsbeiratssitzung zu Verkehrsproblemen abzusagen.
Ob eine Sondersitzung der Bürgerschaft einberufen werden soll, wird Herr Klee-
mann im Präsidium zur Sprache bringen.

Die Presseerklärung wurde in einigen Punkten überarbeitet und auf der anschlie-
ßenden Pressekonferenz den Journalisten übergeben.
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Erklärung des Senates zu
den Ausschreitungen
in Lichtenhagen vom

22. und 23. August 1992
Der Senat verurteilt aufs schärfste die gewalttätigen
Ausschreitungen gegen Gesundheit und Leben von
Asylbewerbem und Polizeibeamten in Lichtenhagen.
Knüppel, Brandsätze und Steine sind keine wirksamen
Mittel, um die unerträglichen Zustände in Lichtenha-
gen zu beheben oder gar das Asylbewerberproblem als
ganzes zu lösen.
Die 2^en(raie Anlaufstelle des Landes für Asylbewer-
ber an einem weniger konfliktreichen Standon unter-
zubringen, ist ständig vom Senat gefordert worden.
Zum l. September wird diese Arbeit von den Landes-
behörden, wie abgesprochen und zugesichert, abge-
schlössen sein. Darüber hinaus haben die Parteiten der
Koalition im Rathaus Einfluß auf ihre jeweiligen Par-
teivorstände genommen, um eine generelle Lösung
des Problems der ungebremsten Zuwanderung von
Asylbewerbem zu erreichen. Landesregiemng und Se-
nat der Hansestadt Rostock stimmen überein in der
Auffassung, daß das Asylrecht nicht in seinem Kem
ausgehöhlt werden darf, daß aber alle Mittel des
Rechtsstaats angewendet werden müssen, um den
Mißbrauch dieses Menschenrechtes zu verhindern.
Bemühungen zur Verlegung der Zentralen Anlaufstel-
le sind der Bevölkerung von Rostock seit langem be-
kannt. Bekannt ist auch durch mehrfache Pressemittei-
lungen der Zeitpunkt des ersten September, an dem
die Verlegung erfolgen wird. So scheint es, daß hier
eine letzte Möglichkeit wahrgenommen werden sollte,
um politische Unruhe zu schüren.
Rostocker, spielt nicht das Spiel der Gewalttäter mit!
Diese Angriffe auf die Demokratie haben unserer
Stadt einen schweren und unabsehbaren Schaden zu-
gefügt. Rostocker, erkennt, daß hier sehr zweifelhafte
politische Kräfte und Gewalttäter auch aus Hamburg,
Berlin und anderen Bundesländern die berechtigte
Mißstimmung nutzen wollen, um den Rechtsstaat und
seine Institutionen in Mißkredit zu bringen.
Wir Rostocker sind nicht ausländerfeindlich! Lassen
wir uns also auch nicht zu Werkzeugen von rechten
und linken Extremisten machen.

Senat der Hansestadt Rostock


